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Von Rechtsanwalt Dietrich Jaser

Das in der Überschrift Angedeutete 
wäre die Konsequenz, wenn man 
der Rechtsauffassung einer baye-
rischen Erlaubnisbehörde folgen 
wollte.

Diese hatte im Juli 2019 einen Fahr-
lehrer aufgefordert, seinen Fahr-
lehrerschein vorzulegen, weil aus 
diesem ein seit geraumer Zeit nicht 
mehr bestehendes Beschäftigungs-
verhältnis ausgetragen werden soll-
te. Diese Vorgehensweise ist nicht 
zu beanstanden, denn § 10 Abs. 2 
Satz 2 FahrlG schreibt vor, dass der 
Fahrlehrerschein der zuständigen 
Behörde bei Beginn und Ende des 
Beschäftigungsverhältnisses unver-
züglich vorzulegen ist. Unverzüglich 
heißt: ohne schuldhaftes Zögern (§ 
121 Abs. 1 Satz 1 BGB). Es heißt 
aber nicht: sofort.

Dieser Aufforderung kam der Fahr-
lehrer unverzüglich nach. Er legte 
seinen Fahrlehrerschein zur Austra-
gung des Beschäftigungsverhältnis-
ses vor, dieses wurde ausgetragen 
und der Fahrlehrerschein mit einem 
„Ungültig“-Stempel versehen. Als 
sich der Fahrlehrer daraufhin bei 
der Behörde beschwerte und mo-
nierte, ihm werde dadurch seine 
Fahrlehrerlaubnis genommen, teilte 
ihm der Sachgebietsleiter unter an-
derem das Folgende mit, mit dem 
wir uns sukzessive auseinanderset-
zen werden:

„[…] Gem. §10 Abs.2 Satz 1 
Nr. 6 FahrlG muss im Fahrleh-
rerschein ein Beschäftigungs-
verhältnis eingetragen sein. Des 
Weiteren ist der Fahrlehrerschein 
bei Ende eines Beschäftigungs-
verhältnisses unverzüglich der 

zuständigen Behörde vorzulegen 
(§ 10 Abs. 2 Satz 2 FahrlG).[…] 
Hier wurde das Beschäftigungs-
verhältnis ausgetragen und der 
Fahrlehrerschein ungültig ge-
stempelt, da dieser gem. § 10 
Abs.2 Satz 1 Nr. 6 FahrlG ungül-
tig ist, nachdem keine Beschäfti-
gung besteht.“

Es trifft zu, dass Beschäftigungsver-
hältnisse im Fahrlehrerschein ein-
getragen sein müssen, so sie denn 
bestehen. Zu den Beschäftigungs-
verhältnissen im Sinne des § 10 Abs. 
2 FahrlG zählen nicht nur Arbeitsver-
träge, sondern auch freie Mitarbei-
terverhältnisse (ausführlich dazu: 
Dauer, Fahrlehrerrecht, Vogel Ver-
lag, 2. Auflage 2020, Anmerkung 
29 zu § 1 FahrlG). 

Dass der Fahrlehrerschein ungültig 
wird, wenn kein Beschäftigungs-
verhältnis besteht, ist unzutreffend. 
Dies ergibt sich weder aus § 10 Abs. 
2 S. 1 Nr. 6 FahrlG noch aus einer 
anderen Vorschrift des FahrlG.

Dass eine solche Schlussfolgerung 
nicht richtig sein kann, ergibt sich 
auch aus der Zusammenschau die-
ser Vorschrift mit § 10 Abs. 1 S. 1 
FahrlG. Danach wird die Fahrleh-
rerlaubnis durch Aushändigung 
oder Zustellung des Fahrlehrer-
scheins erteilt. Besteht bei Erteilung 
der Fahrlehrerlaubnis noch kein Be-
schäftigungsverhältnis, müsste die 
Behörde nach ihrer Logik die Fahr-
lehrerlaubnis durch Aushändigung 
oder Zustellung eines ungültigen 
Fahrlehrerscheins erteilen. Das er-
gibt keinen Sinn.

Nun geht es im Schreiben des Sach-
gebietsleiters der Erlaubnisbehörde 
weiter:

„ […] Ohne Beschäftigungsver-
hältnis und Fortbildungen ruht 
die Fahrlehrerlaubnis im Sinne 
des § 13 FahrlG.“

Auch diese Behauptung ist falsch. 
Die Ruhenstatbestände sind in § 13 
Abs. 1 und 2 FahrlG abschließend 
geregelt. Ein Ruhen der Fahrlehrer-
laubnis tritt nach § 13 Abs. 1 FahrlG 
ein, wenn – verkürzt dargestellt – 
ein Fahrverbot besteht, der Führer-
schein in Verwahrung genommen, 
sichergestellt oder beschlagnahmt, 
die Fahrerlaubnis vorläufig entzo-
gen oder bei einer Entziehung im 
Verwaltungsverfahren die sofortige 
Vollziehung angeordnet und die 
aufschiebende Wirkung nicht wie-
derhergestellt ist. Ferner tritt ein Ru-
hen nach § 13 Abs. 2 FahrlG ein, 
wenn ein Fahrlehrer seinen Vor-
lagepflichten gemäß § 11 Abs. 1 
FahrlG (z.B. Gesundheitszeugnis) 
nicht nachkommt. 

Ein fehlendes Beschäftigungsverhält-
nis ist in § 13 Abs. 1 und 2 FahrlG 
nicht genannt und kann daher nicht 
zum Ruhen der Fahrlehrerlaubnis 
führen. Da kein Ruhenstatbestand 
bei fehlendem Beschäftigungsver-
hältnis vorliegt, sind auch die wei-
teren Ausführungen der Behörde 
hierzu falsch und daher unbeacht-
lich:

„Hierzu ist anzumerken, dass 
gem. § 13 Abs.5 FahrlG bei Ru-
hen, teilweisem Erlöschen oder 
Erlöschen der Fahrlehrerlaubnis 
der Fahrlehrerschein unverzüg-
lich der nach Landesrecht zustän-
digen Behörde zurückzugeben 
ist. Bei Aufnahme eines neuen 
Beschäftigungsverhältnisses wird 
dann ein neuer Fahrlehrerschein 
ausgestellt.“

KEIN BESCHÄFTIGUNGSVERHÄLTNIS
FAHRLEHRERLAUBNIS WEG?
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Das ist zwar für sich betrachtet rich-
tig. Da aber, wie oben aufgezeigt, 
kein Ruhenstatbestand vorliegt, ist 
die Vorschrift des § 13 Abs. 5 FahrlG 
auf diesen Fall nicht anwendbar. So-
dann versteigt sich der Sachgebiets-
leiter zu der folgenden – unhaltba-
ren – Aussage:

„Wenn für einen längeren Zeit-
raum kein Beschäftigungsverhält-
nis besteht, kann vor der Wieder-
aufnahme einer Beschäftigung 
verlangt werden, dass ggf. Teile 
der Fahrlehrerprüfung (insbeson-
dere Fachkunde und Lehrprobe) 
neu abzulegen sind, da evtl. da-
von ausgegangen werden muss, 
dass der Bewerber die fachliche 
oder pädagogische Eignung 
nicht mehr besitzt im Sinne v. § 15 
Abs.2 Satz 1 FahrlG. […]“

Die Vorschrift des § 15 Abs. 2 
FahrlG bezieht sich auf deren vor-
hergehenden Absatz 1, der vor-
schreibt, dass die Vorschriften für 
die Ersterteilung der Fahrlehrer-
laubnis (mit bestimmten Ausnah-
men) anzuwenden sind, wenn nach 
vorangegangenem Erlöschen, 
Rücknahme, Widerruf oder Ver-
zicht einer Fahrlehrerlaubnis eine 
neue Erlaubnis beantragt wird. Der 
Sachgebietsleiter übersieht dabei, 
dass der Tatbestand des Ruhens 
der Fahrlehrerlaubnis in dieser Vor-
schrift nicht genannt ist. § 15 Abs. 2 
FahrlG wäre also nicht einmal dann 
anwendbar, wenn die Fahrlehrer-
laubnis ruhen würde, solange kein 
Beschäftigungsverhältnis besteht. 
Wie wir oben gesehen haben, tritt 
aber auch kein Ruhen ein, so dass 
der Rückgriff auf § 15 Abs. 2 FahrlG 
unzulässig ist.

Die weiteren unzutreffenden Aus-
sagen des Sachgebietsleiters in 
seinem o.g. Schreiben lassen wir 
beiseite, um diesen Beitrag nicht zu 
überfrachten. Denn die Sache ging 
noch weiter, salopp ausgedrückt „in 

eine höhere Instanz“ und landete 
schließlich beim Bayerischen Staats-
ministerium des Inneren, für Sport 
und Integration (StMISI). 

Nach dessen Einschaltung ruderte 
der Sachgebietsleiter wieder etwas 
zurück und formulierte die Rechts-
auffassung des StMISI in einem wei-
teren Schreiben rund dreieinhalb 
Monate später wie folgt:

[…] Im Staatsministerium des In-
neren, für Sport und Integration 
wird die Auffassung […] inso-
weit geteilt, dass die Ausstellung 
eines neuen Fahrlehrerscheines 
auch ohne ein Beschäftigungs-
verhältnis aus praktischer Sicht 
möglich ist.

Gem. § 2 Abs. 4 DV-FahrlG ist 
bei jeder Änderung, wie hier 
Ende des Beschäftigungsver-
hältnisses, ein neuer Fahrlehrer-
schein zu erstellen. In diesem Zug 
wird aber auch der „alte“ Fahr-
lehrerschein ungültig, da wie ver-
gleichbar zum Führerschein oder 
der Fahrerlaubnis immer nur eine 
gültige Fahrlehrerlaubnis bzw. ein 
gültiger Fahrlehrerschein erteilt 
werden kann. 

Es besteht somit für Sie, bzw. für 
die betroffenen Fahrlehrer die 
Möglichkeit, sich zum Nachweis 
der Fahrlehrerlaubnis einen neu-
en Fahrlehrerschein ohne Be-
schäftigungsverhältnis ausstellen 
zu lassen. Hierfür sind jedoch 
Kosten in Höhe von 24,00 EUR 
zu erheben. Bei einer Wieder-
aufnahme der Beschäftigung 
als Fahrlehrer ist dann erneut 
ein neuer Fahrlehrerschein aus-
zustellen, für den wieder Kosten 
i.H.v. 24,00 EUR anfallen. 

Abweichend hiervon besteht 
weiterhin die Möglichkeit den 
Fahrlehrerschein im Original 
bei der Fahrerlaubnisbehörde 

zur Verwahrung abzugeben und 
eine Kopie für die eigenen Un-
terlagen zu erhalten. Oder, wenn 
die Mitnahme des Originales 
gewünscht ist, ist dieser als „un-
gültig“ zu kennzeichnen und eine 
Kopie für die Akte zu fertigen und 
zu verwahren. Bei diesen beiden 
Vorgehen würden dann nur ein-
malig die 24,00 EUR an Kosten 
zur Ausstellung eines neuen Fahr-
lehrerscheines fällig werden.“

Ein Anliegen bei der Neugestaltung 
des Fahrlehrerrechts war neben an-
deren, wie z.B. der Erhöhung der 
Verkehrssicherheit, die Entbürokra-
tisierung. Ob das angesichts sol-
cher Aussagen gelungen ist, mag 
jeder für sich selbst beurteilen.

Problematisch bei der Sache ist, 
dass die neue Vorschrift des § 2 Abs. 
4 FahrlGDV tatsächlich vorschreibt, 
dass bei jeder Änderung ein neuer 
Fahrlehrerschein auszufertigen ist 
und die Behörde sich darauf beru-
fen wird, solange nicht die Unwirk-
samkeit dieser Vorschrift gerichtlich 
festgestellt ist.

Die Chancen dafür stehen gut. 
Denn die Vorschrift des § 2 Abs. 4 
FahrlGDV ist unzweifelhaft nichtig, 
weil es dafür keine gesetzliche Er-
mächtigungsgrundlage gibt.

Die einzig in Betracht kommende 
Ermächtigungsgrundlage wäre § 68 
Abs. 1 Nr. 5 FahrlG. Diese Vorschrift 
erlaubt es dem Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur (BMVI) durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates 
das Muster des Fahrlehrerscheins 
und des Anwärterscheins (Fassung 
bis 31.12.2019) sowie das Verfah-
ren der Aus- und Zustellung (Fas-
sung ab 01.01.2020) zu regeln.

Die Vorschrift des § 2 Abs. 4 Fahr-
lGDV wurde durch Verordnung vom 
2. Januar 2018 geschaffen. Die zu 
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diesem Zeitpunkt gültige Fassung 
des § 68 Abs. 1 Nr. 5 FahrlG enthielt 
nur die Ermächtigung zur Regelung 
des Musters des Fahrlehrerscheins 
(und des Anwärterscheins). Die Vor-
schrift, bei jeder Änderung einen 
neuen Fahrlehrerschein auszufer-
tigen betrifft aber nicht die Festle-
gung eines Musters sondern nor-
miert völlig unabhängig von der 
Gestaltung des Musters die Pflicht 
für die Behörde, einen neuen Fahr-
lehrerschein auszustellen und die 
Pflicht für den Fahrlehrer, dies zu 
dulden (Dauer, a.a.O., Anmerkung 
10 zu § 2 FahrlGDV).

Sofern die Regelung des § 2 Abs. 
4 FahrlGDV unter den Begriff des 
Verfahrens der Ausstellung des 
Fahrlehrerscheins (Fassung des 
§ 68 Abs. 1 Nr. 5 FahrlG ab dem 
01.01.2020) subsumiert wird, än-
dert sich nichts an der Nichtigkeit 

dieser Vorschrift. Denn eine Rechts-
verordnung muss im Zeitpunkt ihrer 
Ausfertigung eine gültige Ermächti-
gungsgrundlage haben.

Eine verfassungswidrige, nichtige 
Rechtsverordnung kann nicht durch 
die Schaffung einer nachträglichen 
gesetzlichen Ermächtigungsgrund-
lage geheilt werden (Jarass/Pieroth, 
Kommentar zum Grundgesetz, 15. 
Auflage 2018, Randnummer 20 zu 
Art. 80 sowie Dauer, a.a.O. Anm. 5 
zu § 2 FahrlGDV m.w.N.). Diese Vor-
schrift müsste, um Wirksamkeit zu 
erlangen, aufgrund einer geänder-
ten oder ergänzten Ermächtigungs-
grundlage neu erlassen werden. Ein 
Neuerlass des § 2 Abs. 4 FahrlGDV 
ist bis zur Abfassung dieses Beitrags 
nicht erfolgt, so dass diese Vorschrift 
auch nach heutigem Stand nichtig ist 
und deshalb von der Justiz nicht an-
gewandt werden darf. 

Allerdings gilt auch hier der alte 
Grundsatz: Wo kein Kläger da kein 
Richter.

Es steht also zu befürchten, dass 
dieser „Bürokratieabbau“ weiter 
Früchte trägt. Man stelle sich nur 
vor: Ein junger, „frischer“ Fahrlehrer 
geht innerhalb eines Jahres nachei-
nander acht Beschäftigungsverhält-
nisse ein (was er darf), man verträgt 
sich teilweise nicht, vier werden 
wieder beendet und drei neue kom-
men hinzu. Das wären dann 15 
neue Fahrlehrerscheine innerhalb 
eines Jahres, die Ersterteilung nicht 
mitgerechnet. Die Bundesdruckerei 
freut sich.

Dietrich Jaser
Rechtsanwalt
Fachanwalt für Arbeitsrecht
Spezialist für Fahrlehrerrecht
www.domusjuris.de 

Seit Oktober 2017 regelt § 315d 
die strafrechtliche Ahndung von 
verbotenen Autorennen. Die bis-
herige Rechtsprechung bezieht sich 
auch bei Fluchtversuchen von Ver-
kehrsteilnehmern vor einer Polizei-
kontrolle auf diesen Paragrafen und 
stuft den Sachverhalt als „verbote-
nes Kraftfahrzeugrennen“ ein.

Das Amtsgericht (AG) Villin-
gen-Schwenningen hegt jedoch 
Zweifel daran, ob diese Vorgehens-
weise verfassungskonform ist, oder 
aber gegen Art. 103 Abs. 2 des 
Grundgesetzes verstößt. Demnach 
kann eine Tat nur bestraft werden, 
wenn die Strafbarkeit gesetzlich be-
stimmt war, bevor die Tat begangen 
wurde. Im Klartext: Erfüllt die Flucht 
vor der Polizei den Tatbestand eines 
verbotenen Autorennens?
Das AG geht davon aus, dass die 

bisherige Rechtsprechung eben 
auch mittels § 315d Abs. 1 Nr. 3 
solche Verkehrsteilnehmer bestraft, 
die sich als Kraftfahrzeugführer mit 
nicht angepasster Geschwindigkeit 
und grob verkehrswidrig und rück-
sichtslos fortbewegen, und zwar mit 
dem Ziel, eine höchstmögliche Ge-
schwindigkeit zu erreichen.

Es gibt zu bedenken, ob eine Fort-
bewegung mit nicht angepasster 
Geschwindigkeit in grob verkehrs-
widrig und rücksichtsloser Form 
zwangsläufig den Tatbestand ei-
nes verbotenen Autorennens er-
füllt. Wenn ja, müsste auch der 
„normale“ Autofahrer erkennen, 
ab wann er durch überhöhte Ge-
schwindigkeit eine höchstmögliche 
Geschwindigkeit anstrebt und somit 
den Tatbestand eines Rennens er-
füllt. Im vorliegenden Fall erreich-

te der Flüchtende innerorts eine 
Geschwindigkeit zwischen 80 und 
100km/h. 

Zu dieser Thematik gibt es jedoch 
schon etliche Urteile, die sich über 
derartige Zweifel hinweggesetzt 
haben. Diese Gerichte (z.B. OLG 
Stuttgart oder LG Berlin) sehen die 
Absicht, eine höchstmögliche Ge-
schwindigkeit zu erreichen, schon 
dann als gegeben an, wenn die bei 
einer Flucht vor der Polizei erreich-
ten Geschwindigkeiten denen eines 
tatsächlichen Autorennens nahe-
kommen.

Die Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts steht noch aus.

Quelle:
AG Villingen-Schwenningen,
Az. 6 Ds 66 Js 980/19

IST DER „RASERPARAGRAF“
VERFASSUNGSKONFORM?
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Nachdem der Führerscheinerwerb 
in nahegelegenen Staaten wie 
Tschechien bedeutend günstiger ist, 
gibt es immer wieder Versuche, sich 
dort eine auch in Deutschland gülti-
ge Fahrerlaubnis zu beschaffen.

Dazu wird in der Regel für einen 
normalerweise relativ kurzen Zeit-
raum eine melderechtliche Wohn-
sitznahme beantragt, um in diesem 
Zeitraum die Fahrerlaubnisprüfung 
zu absolvieren.  Dies versuchte 
auch ein Mann aus dem Wester-
waldkreis. Die zuständige Behörde 
weigerte sich jedoch, dieses Do-
kument als in Deutschland gültige 
Fahrerlaubnis anzuerkennen. Seine 
Klage vor dem Verwaltungsgericht 
(VG) Koblenz blieb erfolglos.

Das Gericht stellte fest, dass der 
Antragsteller seinen Hauptwohnsitz 
seit seiner Geburt bis zum heutigen 
Tag ununterbrochen in Deutschland 
hatte.

An diesem Umstand änderte sich 
auch seine vorübergehende Mel-
dung in Tschechien nichts, zumal 
er dort keinerlei familiären oder 
beruflichen Bindungen nachwei-
sen konnte. Außerdem sei der or-
dentliche Wohnsitz in Deutschland 
begründet, wenn der Betroffene 
gewöhnlich, d. h. mindestens 185 
Tage im Jahr, in Deutschland woh-
ne, so das Gericht. Außerdem rei-
che es für einen Fall des sogenann-
ten Wohnsitzverstoßes bereits aus, 
wenn sich aus den Informationen 

des Ausstellungsmitgliedstaates der 
Verdacht ergebe, dass sich der In-
haber der Fahrerlaubnis durch die 
Wohnsitznahme im Ausland ledig-
lich den in Deutschland geltenden 
strengeren Bedingungen für die 
Ausstellung eines Führerscheins 
habe entziehen wollen. Bei Vorlie-
gen solcher Hinweise sei eine Ge-
samtwürdigung aller Umstände des 
Falles vorzunehmen.

Dem Betroffenen blieb nichts Ande-
res übrig, als seine Fahrerlaubnis 
nochmals in Deutschland zu erwer-
ben. 

Quelle:
VG Koblenz,
Az. 4 L 158/20.KO. 

FÜHRERSCHEINERWERB
AM SCHEINWOHNSITZ

Die Universität Passau hat die Wir-
kung von Blitzmarathons untersucht. 
In die Studie flossen Forschungsda-
ten der Landesämter für Statistik zu 
1,5 Millionen Unfällen in den Jah-
ren 2011 bis 2014 ein. Diese bein-
halteten Informationen zu Ort, Zeit, 
zu den Beteiligten und zur Unfallur-
sache. Hinzu kamen Daten zu al-
len Blitzern an Blitzmarathon-Tagen 
und normalen Tagen sowie Daten 
von mehr als 2.400 Messstationen, 
die stündlich Geschwindigkeit und 
Verkehrsaufkommen erfassten. 

Um die Wirkung der begleitenden 
Kampagne zu untersuchen, wertete 
das Team 60 Millionen Presseartikel 
kombiniert mit Daten von Google 
Trends und Twitter aus. So konnte 
belegt werden, dass das Publikum 
die Medienberichterstattung zu den 
Blitzmarathons auch tatsächlich 

wahrnahm. Einige Tage vorher wird 
in den Medien gezielt über die Ge-
fahren des Rasens informiert und 
auch der genaue Termin der Über-
wachungsoffensive angekündigt. 
Dadurch sollen Menschen dazu an-
geregt werden, ihr Verhalten in eine 
bestimmte Richtung zu verändern. 
Im konkreten Fall also: weniger zu 
rasen.

Blitzmarathons führen zwar dazu, 
dass die Geschwindigkeit an die-
sem Tag sinkt. Während der Aktion 
fahren die Menschen langsamer 
und vorsichtiger. Auch die Zahl der 
leichten Unfälle geht in dieser Zeit 
signifikant um 8 Prozent zurück. 
Ähnlich ist die Tendenz bei schwe-
ren und tödlichen Unfällen. Unfall-
verursacher sind dabei mehrheitlich 
männlich und keine Fahranfänger.
Die Passauer Wissenschaftler konn-

ten jedoch nachweisen, dass die-
se Kampagne keine nachhaltige 
Wirkung zeigt. Zwar halten sich 
Fahrerinnen und Fahrer während 
der Blitzmarathons häufiger an die 
Geschwindigkeitsbeschränkungen, 
doch bereits am Tag danach ist der 
Effekt gleich Null. Auf Autobahnen 
wird selbst während der Blitzmara-
thons weiter gerast.

Die Erkenntnis aus dieser Studie: 
Gut zureden hilft bei Raserinnen 
und Rasern nichts. Die Menschen 
fahren nur langsamer, wenn sie 
Sorge haben müssen, geblitzt und 
bestraft zu werden. Blitzmarathons 
haben nachweislich keinen anhal-
tenden Effekt für Sicherheit auf den 
Straßen. 

Quelle: 
ftp.iza.org/dp12863.pdf

WIRKUNG VON
BLITZMARATHONS VERPUFFT
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In letzter Zeit häufen sich Be-
hauptungen, dass Fahrlehrer ih-
rer Dokumentationspflicht des je-
weiligen Ausbildungsstandes von 
Fahrerlaubnisbewerbern nicht oder 
nur sehr unzureichend nachkom-
men.

Dem widerspricht der Interessen-
verband Deutscher Fahrlehrer (IDF) 
ganz vehement.

Nach umfangreichen Recherchen 
unter Fahrschulüberwachern und 
zuständigen Behörden gab es in 
diesem Bereich nur geringe Bean-
standungen.

Die Art und Weise wie Fahrlehrer 
den Ausbildungsstand dokumentie-
ren, ist in § 5 Abs.1 FahrschAusbO 
geregelt. Dort heißt es:

„…Zum praktischen Unterricht 
gehören auch …

3. Nachbesprechung und Erörte-
rung des jeweiligen Ausbildungs-
standes. Der Fahrlehrer hat den 
jeweiligen Ausbildungsstand 
durch Aufzeichnungen zu doku-
mentieren. Diese sollen erkennen 
lassen, welche Inhalte behandelt 
wurden…“

In welcher Form diese Aufzeichnun-
gen erfolgen, darüber macht die 
Verordnung keine Aussagen. Dem-
nach ist die Art und Weise der Do-
kumentation dem einzelnen Fahr-
lehrer überlassen. Dies betont auch 
Dr. Dauer ausdrücklich in seinem 
Kommentar zur Fahrschülerausbil-
dungsordnung (FahrschAusbO): 
„Eine besondere Form ist für die 

Aufzeichnungen nach Absatz 1… 
nicht vorgeschrieben. Sie müssen 
dem Fahrschüler nicht zugänglich 
gemacht werden; er hat sie auch 
nicht gegenzuzeichnen. Aus Absatz 
1… ergibt sich ausschließlich die 
Pflicht für den Fahrlehrer“ (Kom-
mentar Dauer Fahrlehrerrecht, Vo-
gel Verlag 2020, 2. Auflage, S. 579).

Damit ist sowohl eine Dokumenta-
tion in Papierform als auch in elek-
tronischer Form legitim. Während 
die Aufzeichnung in Papierform be-
reits unter der Übungsfahrt erfolgen 
kann, darf eine elektronische Doku-
mentation frühestens am Ende ei-
ner Fahrstunde angefertigt werden. 
Den Grund dafür liefert § 23 Absatz 
1a StVO:

„…Wer ein Fahrzeug führt, darf 
ein elektronisches Gerät, das 
der Kommunikation, Information 
oder Organisation dient oder zu 
dienen bestimmt ist, nur benut-
zen, wenn

1. hierfür das Gerät weder aufge-
nommen noch gehalten wird und

2. entweder
a) nur eine Sprachsteuerung und 
Vorlesefunktion genutzt wird oder
b) zur Bedienung und Nutzung des 
Gerätes nur eine kurze, den Stra-
ßen-, Verkehrs-, Sicht- und Wetter-
verhältnissen angepasste Blickzu-
wendung zum Gerät bei gleichzeitig 
entsprechender Blickabwendung 
vom Verkehrsgeschehen erfolgt 
oder erforderlich ist.

Geräte im Sinne des Satzes 1 
sind auch Geräte der Unterhal-

tungselektronik oder Geräte zur 
Ortsbestimmung, insbesondere 
Mobiltelefone oder Autotelefone, 
Berührungsbildschirme, tragbare 
Flachrechner, Navigationsgerä-
te, Fernseher oder Abspielgeräte 
mit Videofunktion oder Audiore-
korder…“ 

Aufzeichnungen in elektronischer 
Form dürften somit aufgrund der 
Dokumentation im Nachhinein in-
folge von Erinnerungslücken eher 
ungenau sein und erfordern zudem 
einen höheren Zeitaufwand.

Für die Fahrerlaubnisprüfung wird 
ab 1.Januar 2021 das elektroni-
sche Prüfprotokoll eingeführt und 
dafür die Prüfungsdauer um 10 
Minuten verlängert. Insofern kann 
davon ausgegangen werden, dass 
eine elektronische Lernstandsauf-
zeichnung ebenfalls etwa 10 Mi-
nuten in Anspruch nehmen dürfte, 
zumal sie ja aus der Erinnerung an-
gefertigt werden muss.

Die „Zeche“ bezahlt letztendlich der 
Fahrschüler, dem dieser zusätzliche 
Zeitaufwand in Rechnung gestellt 
wird, obwohl er dafür keine fahr-
praktische Unterweisung erfährt.
Sollten Fahrlehrer, wenn sie als 
Führer des Kraftfahrzeugs gelten, 
entgegen den Bestimmungen der 
StVO bereits während der Ausbil-
dungsfahrt elektronisch dokumen-
tieren, riskieren sie einen Punkt in 
Flensburg und mindestens 100 
Euro Bußgeld.

Wer dennoch den jeweiligen 
Lernstand seiner Fahrschüler in 
elektronischer Form dokumentie-

DOKUMENTATIONSPFLICHT UND 
LERNSTANDSKONTROLLEN
IN DER FAHRSCHÜLERAUSBILDUNG 
WAS IST VORGESCHRIEBEN? WAS WIRD ANGEBOTEN? WO LAUERN GEFAHREN?
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ren will und sich dazu eine entspre-
chende Software anschafft, dem rät 
der Interessenverband Deutscher 
Fahrlehrer (IDF) dringend, nicht 
nur den Kostenfaktor für Tablet und 
Software einzukalkulieren, sondern 
vor allem die Bezugsquelle bzw. die 
Form der zu erwerbenden Software 
genauestens zu prüfen.

Sollte der Erwerb einer entspre-
chenden Software mit einer Schnitt-
stelle zum Verwaltungsprogramm 
verknüpft sein, so gewinnen Ent-
wickler und/oder Vertriebsorgani-
sationen unvermeidbar Einblick in 
den aktuellen Ausbildungsstand 
jedes einzelnen namentlich aufge-
führten Fahrschülers der Fahrschu-
le und in alle persönlichen Daten, 
die dort hinterlegt sind. Damit wird 
nicht nur offengelegt, wer sich in 
dieser Fahrschule ausbilden lässt 
und wie viele Fahrschüler dort ak-
tuell in Ausbildung sind. Vielmehr 
können Entwickler und/oder Ver-
triebsorganisationen sämtliche Aus-
bildungsinhalte, die ein Fahrlehrer 
während einer Fahrstunde geschult 
und dokumentiert hat, vollumfäng-
lich nachvollziehen und so Einblick 
in seine individuelle Schulungsstra-
tegie nehmen.

Außerdem wird überprüfbar, ob 
sich der Fahrlehrer auch an die 
durch das Softwareprogramm vor-
gegebene Dokumentationsstruk-
tur gehalten und auch alle dort zu 
beurteilenden Schulungsinhalte mit 
dem Fahrschüler geübt hat.

Damit sind nach Einschätzung des 
Interessenverband Deutscher Fahr-
lehrer (IDF) einer „Totalüberwa-
chung“ des Fahrlehrers Tür und Tor 
geöffnet. Und das für nichtstaatliche 
Organisationen mit kommerziellen 
Interessen!

Lobbyisten, die derartige Software-
pakete entwickeln und vertreiben, 
haben damit auch Einblick in die 

Dokumentation der Fahrlehrer-
schaft, den Ausbildungsstand ihrer 
Fahrschüler betreffend. Wenn der 
o.g. Personenkreis nun in Arbeits-
gruppen vertreten ist, die für das Bun-
desverkehrsministerium beratend tä-
tig sind, könnte dies letztendlich über 
stete Lobbyarbeit dazu führen, dass 
die elektronische Lernstandkontrolle 
gesetzlich vorgeschrieben wird und 
somit jeder Fahrlehrer verpflichtet 
ist, ausschließlich diese Dokumen-
tationsform verbindlich zu erwerben 
und zu nutzen.

Daher empfiehlt der Interessenver-
band Deutscher Fahrlehrer (IDF) 
zukünftigen Nutzern von elektroni-
schen Aufzeichnungen/Lernstands-
kontrollen dringend, nur solche 
Softwareprogramme anzuschaffen, 
die netzunabhängig zu installieren 
und anzuwenden sind. Sie sollten 
keinesfalls mit Schnittstellen zu ei-
nem Verwaltungsprogramm ver-
knüpft sein.

Nach Meinung des Interessenver-
bands Deutscher Fahrlehrer (IDF) 
sollte nichtstaatlichen Organisatio-
nen keinesfalls, weder über Verwal-
tungs- noch über Dokumentations-
programme Zugriff auf persönliche 
Daten von Fahrschülern und auf 
ausbildungsrelevante Informationen 
gewährt werden. Diese Interna soll-
ten ausschließlich dem Fahrlehrer 
bzw. dem Fahrschulinhaber/verant-
wortlichen Leiter und den zuständi-
gen Behörden vorbehalten sein. 

Vorsicht auch beim Bezug zukünfti-
ger Updates für angewandte Soft-
wareprogramme zur elektronischen 
Dokumentation des Ausbildungs-
standes: Dieser sollte zum Schutz der 
Daten ausschließlich über ein soge-
nanntes externes Medium wie CD 
oder Stick erfolgen, so dass keinerlei 
Verbindung zwischen dem eigenen 
Rechner und dem Internet erforder-
lich ist. Ansonsten laufen Sie Gefahr, 
dass sämtliche von Ihnen einge-

pflegte Daten unbemerkt abgegrif-
fen und ausgewertet werden, um 
dann die elektronische Dokumen-
tation/Lernstandkontrolle dem Ge-
setzgeber „schmackhaft“ zu machen 
und sie gesetzlich zu verankern.

Sollte die elektronische Lernstand-
kontrolle jemals in der oben dar-
gestellten Form gesetzlich verpflich-
tend eingeführt werden, so werden 
mit Sicherheit Verstöße gegen die 
vorgegebene starre Dokumentati-
onsstruktur mit Sanktionen belegt, 
wie zum Beispiel Bußgelder, zusätz-
liche Schulungsmaßnahmen bis hin 
zum Entzug der Fahrschulerlaubnis.
Sie wollen weiterhin selbstbestimmt 
arbeiten können? Dann sollten sie 
es tunlichst vermeiden, dass nicht-
staatliche Organisationen mit kom-
merziellen Interessen unkontrolliert 
Einblick in betriebsinterne Daten 
nehmen. 

Kontaktaufnahme  
mit „Stinkefinger“
Der Angeklagte erhielt wegen 
Streitigkeiten mit der Mutter sei-
nes Kindes ein vollumfängliches 
Kontaktverbot. Als er nun deren 
neuem Lebensgefährten auf der 
Straße zufällig begegnete, be-
grüßte er diesen mit einem hoch-
gestreckten Mittelfinger, der mit 
dem Handrücken auf ihn gerichtet 
war, umgangssprachlich, den sog. 
Stinkefinger. Das Oberlandesge-
richt (OLG) Zweibrücken wertete 
dies als Versuch der Kontaktauf-
nahme durch körperliche Gestik. 
Es verhängte gegen ihn ein Ord-
nungsgeld in Höhe von 100 Euro, 
und für den Fall, dass dieses nicht 
beigebracht werden kann, eine 
Ordnungshaft von zwei Tagen.

Quelle:
OLG Zweibrücken,
Az. 6 WF 44/19

KURZ GEMELDET
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Wiederverwendbare Maske aus Kunststoff 
• Austauschbarer Filtervlies inklusive
• Reduziert das Risiko, andere Menschen 

durch Tröpfchen anzustecken
• In Deutschland entwickelt und hergestellt
• Ressourcenschonend

Die Maske dient nicht zum Selbstschutz, ist kein Medizinprodukt und keine persönliche Schutzausrüstung.Die Maske dient nicht zum Selbstschutz, ist kein Medizinprodukt und keine persönliche Schutzausrüstung.

Nasen-Mund-Maske 
für den Alltag - NUR SOLANGE DER VORRAT REICHT!

Bestellung: www.tool-partner.com

Laut Strafgesetzbuch kann auch ein 
Radfahrer wegen Trunkenheit im 
Verkehr belangt werden, da jeder 
Fahrzeugbetreiber, auch derjeni-
ge, der ein erlaubnisfreies Fahr-
zeug bewegt, stets in der Lage sein 
muss, sicher am Straßenverkehr 
teilnehmen zu können. Sollten sich 
grundsätzliche Zweifel an der Fahr-
eignung eines betroffenen ergeben, 
so kann die Behörde eine Überprü-
fung einfordern. 

Im vorliegenden Fall sollte sich eine 
Radlerin, die mit immerhin 1,77 
Promille unterwegs war, infolge ih-
rer Alkoholfahrt mit dem Zweirad 
einer von der Behörde angeord-
neten medizinisch-psychologischen 
Untersuchung (MPU) unterziehen.   
Nachdem sie sich geweigert hatte, 
dieser Aufforderung nachzukom-
men, sprach die zuständige Behör-
de ein Fahrverbot aus, d.h. es wur-
de ihr untersagt, weiterhin Fahrrad 
zu fahren. 

Diese Entscheidung bestätigte das 
Verwaltungsgericht (VG) Augs-
burg, mit der Begründung, dass 
die Fahrerlaubnisverordnung (FeV) 
ausdrücklich vorsieht, ab einem Pro-
millewert von 1,6 den Verkehrsteil-
nehmer zu verpflichten, sich einer 

MPU zu unterziehen. Allerdings be-
zieht sich der zutreffende § 13 der 
FeV zunächst einmal ausschließlich 
auf das Führen von Kraftfahrzeu-
gen. Erlaubnisfreie Verkehrsmittel 
sind dort zwar nicht explizit erwähnt, 
dennoch kann die Fahreignung für 
Kraftfahrzeuge auch dann in Frage 
gestellt werden, wenn Trunkenheits-
fahrten mit erlaubnisfreien Fahrzeu-
gen begangen wurden. 

Brisant ist der vorliegende Fall des-
halb, weil die Betroffene keine Fahr-
erlaubnis besitzt, also ausschließlich 
per Fahrrad am Straßenverkehr teil-
nehmen kann.

Zudem ist die Nutzung von Fahrrä-
dern im Straßenverkehr an keiner-
lei Voraussetzungen gebunden und 
somit allen Menschen erlaubt.

Trotzdem schloss sich das VG 
Augsburg der Meinung des Ober-
verwaltungsgerichts (OVG) Rhein-
land-Pfalz an, das in einem Urteil 
von 2012 entschieden hatte, dass 
eine MPU auch nach einer Trun-
kenheitsfahrt auf einem Fahrrad 
möglich sei und dass bei einer Wei-
gerung die Fahreignung gemäß 
§ 3 Abs. 1 FeV aberkannt werden 
kann. Diese Rechtsauffassung stößt 

jedoch nicht bei allen Experten auf 
Zustimmung.

Trotz berechtigter Zweifel der Be-
hörde an der Fahreignung einer 
Person stehen ihr gemäß § 3 Abs. 
1 FeV drei Sanktionsmöglichkeiten 
zu: ein Verbot, Beschränkungen 
oder Auflagen.

Außerdem verletzt das gerichtlich 
bestätigte Fahrverbot das im Art. 
3 Absatz 1 im Grundgesetz festge-
schriebene Grundrecht der Gleich-
behandlung. Wenn beispielswei-
se einem Autofahrer wegen eines 
Trunkenheitsdeliktes die Fahrer-
laubnis entzogen wird, so bezieht 
sich dieses Verbot nicht auf er-
laubnisfreie Verkehrsmittel wie das 
Fahrrad. Somit wird offensichtlich 
ein Radfahrer durch das gegen ihn 
ausgesprochen Fahrverbot juristisch 
schlechter gestellt als beispielsweise 
ein Pkw-Fahrer. Bleibt also abzu-
warten, in welche „Richtung“ sich 
die zukünftige Rechtsprechung be-
wegt.

Quellen:
VG Augsburg,
Az. 17k 181 240;
OVG Rheinland-Pfalz,
Az. 10 A 19284/12

MPU FÜR RADFAHRER?

ANZEIGE
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AUSBILDUNGSFAHRLEHRER § 16 UND 35 FAHRLG  

14.09. – 18.09.2020 in Günzburg, Kosten: 500 Euro
 

Anmeldung unter Tel. 08221-31905 
(Montag bis Donnerstag 11-17 Uhr, Freitag 11-14 Uhr)

oder www.fahrlehrerweiterbildung.de

Bußgelder wirken
Für die Studie wurden in der 
Nähe von Prag insgesamt 26 
Millionen Fahrten von 1,3 Milli-
onen verschiedenen Fahrzeugen 
ausgewertet. Diese Daten wur-
den über das System „Section 
Control“ erfasst. Dabei handelt 
es sich um stationäre Digitalka-
merasysteme, die die Daten je-
des vorbeifahrenden Autos auf 
eine bestimmte Strecke aufzeich-
nen, und nicht nur punktuell Tem-
posünder erfassen. Die Fülle und 
die Verknüpfbarkeit dieser Daten 
machte eine solch detaillierte Stu-
die zur Wirkung von Sanktionen 
bei Geschwindigkeitsüberschrei-
tungen erstmals möglich.

Darüber hinaus wurde das Fahr-
verhalten von Fahrern über die 
Zeit – den Zeitraum vor und nach 
Erhalt des Strafzettels – vergli-
chen. 

Ergebnis der Studie: Bußgelder 
für Geschwindigkeitsüberschrei-
tungen haben eine starke, un-
mittelbare und sehr anhaltende 
Wirkung. Temposünder, die mit 
einem Bußgeld belegt werden, 
halten sich anschließend in vier 
von fünf Fahrten an die Ge-
schwindigkeitsbegrenzung. Selbst 
zwei Jahre nach diesem Ereig-

nis fährt ein einmal bestrafter 
Fahrer mit deutlich geringerer 
Geschwindigkeit und höherer 
Wahrscheinlichkeit unterhalb des 
Tempolimits, als das zuvor der 
Fall war. Dieser Effekt lässt sich 
nicht nur an der Stelle beobach-
ten, an der ein Fahrer geblitzt 
wurde, sondern auch an anderen 
Orten.

Quelle:
cesifo.org

Abmahnung muss
aus der Personalakte 
Nach einem Streit vor dem Ar-
beitsgericht über die Wirksamkeit 
einer arbeitgeberseitigen Kündi-
gung einigten sich die Parteien 
letztendlich auf die Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses. 

Im Anschluss daran klagte nun 
der Arbeitnehmer vor dem Lan-
desarbeitsgericht (LAG) Sach-
sen-Anhalt gegen seine ehemali-
ge Arbeitgeberin auf Entfernung 
einer Abmahnung aus seiner Per-
sonalakte. 

Das Arbeitsgericht Magdeburg 
gab der Klage statt. Dagegen 
richtete sich die Berufung der Be-
klagten vor dem Landesarbeits-
gericht (LAG) Sachsen-Anhalt, 
das jedoch das Urteil bestätigte. 
Es wies darauf hin, dass kein 
Grund für das Interesse des Ar-
beitgebers erkennbar sei, die Ab-

mahnung in der Personalakte des 
Betroffenen beizubehalten, und 
zwar unabhängig davon, ob der 
Eintrag dem Arbeitnehmer auch 
zukünftig schaden könnte oder 
nicht. 

Quelle:
LAG Sachsen-Anhalt

Az. -5 Sa 7/17 

Alkoholfahrten auf E-Scootern 
Die Zahl von vorläufig sicherge-
stellten Fahrerlaubnissen steigt 
seit Zulassung der E-Scooter 
deutlich an. So wurden in Mün-
chen 2019 beispielsweise über 
50% mehr Führerscheine vorläu-
fig einbehalten als im Jahr zuvor. 
Besonders viele übrigens wäh-
rend der Oktoberfestzeit.  

Laut geltendem Straßenverkehrs-
recht handelt es sich auch bei 
E-Scootern um Kraftfahrzeuge, 
weshalb dieselben Promillegren-
zen wie beispielsweise bei Auto-
fahrern gelten. 

Dies gilt insbesondere auch für 
die 0,0-Promillegrenze bei Fahr-
anfängern, und zwar bis zu ei-
nem Alter von 21 Jahren, min-
destens aber für eine Zeitdauer 
von zwei Jahren nach dem Füh-
rerscheinerwerb. 

Verstöße dagegen werden wie 
bei Benutzung anderer Verkehrs-
mittel geahndet.

KURZ GEMELDET



SRK Seminare Robert Klein | Stadtberg 32 | 89312 Günzburg | Tel.: 08221/31905 | E-Mail: info@fahrlehrerweiterbildung.de
Alle Informationen in der Fahrlehrerpost werden unverlangt erteilt. Sie erfolgen unter Ausschluss einer Rechtspflicht zur Fortsetzung und Haftung.

Seite 11

Für dieses Jahr hat der Gesetzgeber 
im Zuge des Bürokratieabbauge-
setzes und des geschnürten Klima-
pakets eine Reihe von steuerlichen 
Änderungen beschlossen:  

Familiäre Unterstützung
Aufwendungen für die finanzielle 
Unterstützung von Kindern, für die 
kein Kindergeld mehr bezahlt wird 
bzw. für die Unterstützung eines 
Elternteils können gemäß § 33a 
Abs.1 EStG bis zu einem Betrag von 
9.408 Euro als außergewöhnliche 
Belastung geltend gemacht wer-
den. Allerdings werden Einkünfte 
der Kinder, die monatlich über 624 
Euro liegen auf diesen Betrag an-
gerechnet. Besitzen Kinder eigenes 
Vermögen, das 15.500 Euro über-
steigt, entfällt der Abzug generell. 

Kleinunternehmer 
Für Kleinunternehmer stieg die 
Höchstgrenze des Umsatzes von 
17.500 Euro auf nun 22.000 Euro. 
Wer also 2019 maximal 22.000 
Euro Umsatz zu verzeichnen hat und 
für 2020 nicht mehr als 50.000 Euro 
erwartet, der profitiert weiterhin von 
der umsatzsteuerlichen Kleinunter-
nehmerregelung, das heißt, er ist 
dann weiterhin von der Entrichtung 
einer Umsatzsteuer nach § 19 Um-

satzsteuergesetz befreit.

Höherer Abzug
von Sonderausgaben
Selbständige können mit der Rürup- 
oder auch Basisrente genannt 
staatlich geförderte Altersvorsorge 
betreiben. Zukünftig sind von den 
geleisteten Beiträgen 90 Prozent als 
Sonderausgaben abzugsfähig. Es 
werden also maximal 22.541 Euro 
bei Ledigen und 45.082 Euro bei 
Zusammenveranlagten als Sonder-
ausgaben anerkannt.

Achtung: Um jedoch die Betrags-
zahlung steuerlich voll auszuschöp-
fen, müssen 25.046 Euro bzw. 
50.092 Euro einbezahlt werden, da 
ja nur 90 Prozent als Sonderausga-
ben anerkannt werden. Außerdem 
ist zu beachten, dass Rürup- Renten 
ab dem Jahr 2040 voll zu versteu-
ern sind. 

Familiäre Unterstützung
Aufwendungen für die finanzielle 
Unterstützung von Kindern, für die 
kein Kindergeld mehr bezahlt wird 
bzw. für die Unterstützung eines 
Elternteils können gemäß § 33a 
Abs.1 EStG bis zu einem Betrag von 
9.408 Euro als außergewöhnliche 
Belastung geltend gemacht wer-

den. Allerdings werden Einkünfte 
der Kinder, die monatlich über 624 
Euro liegen auf diesen Betrag an-
gerechnet. Besitzen Kinder eigenes 
Vermögen, das 15.500 Euro über-
steigt, entfällt der Abzug generell. 

Betriebliche Altersvorsorge
Wer als Arbeitnehmer Arbeitslohn 
in eine Direktversicherung, einen 
Pensionsfond oder eine Pensions-
kasse umwandelt, kann sich für das 
Jahr 2020 die Lohnsteuer für bis zu 
6.624 Euro sparen, die Sozialversi-
cherungskosten allerdings nur bis 
zu einem Betrag von 3.312 Euro. 

Betriebliche
Gesundheitsförderung
Viele Betriebe organisieren für ihre 
Mitarbeiter Gesundheitstage oder 
übernehmen deren Kosten für Ge-
sundheitskurse. Damit die betriebli-
che Gesundheitsförderung in jedem 
Fall lohnsteuerfrei gestellt ist, darf 
sie ab 2020 pro Mitarbeiter nicht 
mehr als 600 Euro umfassen und 
muss in jedem Fall zusätzlich zum 
geschuldeten Arbeitslohn gezahlt 
werden.

Sofern das betriebliche Interesse 
deutlich im Vordergrund steht und 
private Interessen des Arbeitneh-

STEUERN SPAREN: JEDE MENGE TIPPS
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mers als sehr gering einzustufen 
sind, sind auch höhere Beträge 
steuerlich berücksichtigungsfähig. 

Energetische
Sanierungsmaßnahmen
Werden eigengenutzte Immobili-
en energetisch saniert, so können 
ab diesem Jahr nach dem neuen 
§ 35c EStG immerhin 20 Prozent der 
Aufwendungen steuerlich abgesetzt 
werden. Maximal sind 40.000 Euro 
berücksichtigungsfähig.

Die investierte Summe kann auf 
drei Jahre verteilt abgesetzt werden: 
im ersten und zweiten Jahr sind es 
jeweils sieben Prozent, also maxi-
mal 14.000 Euro, im dritten Jahr 
dann maximal 12.000 Euro. Wich-
tig dabei ist, dass auf der Rech-
nung vermerkt ist, dass es sich bei 
der Maßnahme um „begünstigte 
energetische Sanierungsmaßnah-
men“ handelt. Wer übrigens das 
Förderprogramm der Kfw- Bank in 
Anspruch nimmt, kann keine Steu-
eranrechnung mehr beantragen. 

Mietausfall
Sofern 2019 betrieblich eine Im-
mobilie vermietet war und Mietaus-
fälle zu beklagen waren, die mehr 

als die Hälfte der Einnahmen aus 
2018 betrugen, erstattet die Ge-
meinde 25 Prozent der gezahlten 
Grundsteuer, bei Totalausfall sogar 
50 Prozent, sofern der Antrag dafür 
bis 31. März 2020 gestellt wurde. 
Infolge der Corona-Krise werden 
vergleichbare Regelungen mit Si-
cherheit auch für das laufende Jahr 
erlassen werden. Also unbedingt 
vormerken!

Vorsteuererstattung
Moniert ein Betriebsprüfer Belege, 
aus denen keine eindeutige Leis-
tungsbeschreibung ersichtlich ist, 
und versagt daher den Vorsteu-
erabzug, so sollte sich der Unter-
nehmer dagegen zur Wehr setzen. 
Laut Bundesfinanzhof (BFH) ist der 
Anspruch auf Vorsteuerabzug dann 
zu gewähren, wenn aus der Rech-
nung an irgendeiner Stelle ersicht-
lich wird, für was und wo die Leis-
tung erbracht wurde. (BFH, Az. V R 
2919).

Scheidungskosten
Klagt im Rahmen einer Scheidung 
der Unterhaltsempfänger entgegen 
der Festlegung durch das Amtsge-
richt auf höheren Unterhalt, kann 
dieser die Prozesskosten laut Fi-

nanzgericht Münster steuerlich 
geltend machen, sofern er die Un-
terhaltszahlungen als sonstige Ein-
künfte gemäß § 22 EStG versteuert. 
(FG Münster, Az. 1 K 494/18 E).

Autokauf
Wer einen betrieblich genutzten 
Neuwagen mit klimafreundlichem 
Antrieb anschafft, erhält einen or-
dentlichen staatlichen Zuschuss. 
Elektromobile bzw. brennstoffzel-
lenbetriebene Autos werden mit 
bis zu 6.000 Euro bezuschusst, 
Plug-in-Hybridfahrzeuge mit bis zu 
4.500 Euro. Steuerlich kann der 
Zuschuss entweder als Betriebsein-
nahme verbucht werden, oder die 
Abschreibung für das Fahrzeug ver-
ringert sich infolge der geringeren 
Anschaffungskosten entsprechend.

Laden privater
E-Autos im Betrieb
Ermöglicht ein Unternehmer, seinen 
Mitarbeitern deren private Elektro-
mobile oder Plug-in-Fahrzeuge im 
Betrieb entgeltfrei zu laden, so fällt 
für diese zwar ein geldwerter Vorteil 
an, der jedoch steuerfrei bliebt, das 
heißt, es muss dafür keine Lohn-
steuer abgeführt werden. Dasselbe 
gilt für E-Bikes.

Bisher waren Gutscheine im Wert 
von bis zu 44 Euro pro Monat, die 
der Arbeitnehmer von seinem Ar-
beitgeber erhielt, nach § 8 Abs. 
2 Einkommensteuergesetz (EStG) 
lohn- und sozialversicherungssteu-
erfrei.

Seit Beginn 2020 gelten nun ver-
änderte Regeln in der Abgrenzung 
von Bar- und Sachlohn. So zählen 
zweckgebundene Geldleistungen, 
nachträgliche Kostenerstattungen, 
Zahlungsmittel, die nicht zu den ge-
setzlichen Zahlungsmitteln gehören 
(Geldsurrogate) und sonstige Zu-
wendungen, die auf einen Geldbe-

trag lauten, nicht mehr zwangsläu-
fig als sog. Sachbezüge, sondern 
werden steuerlich vielmehr auch 
als Geldleistungen behandelt. Gut-
scheine und Geldkarten, die unter 
bestimmten Voraussetzungen aus-
schließlich zum Bezug von Waren 
oder Dienstleistungen berechtigen, 
fallen zunächst einmal noch unter 
die 44-EUR-Grenze.

Voraussetzung ist aber ausdrück-
lich, dass die Zuwendung dieser 
Gutscheine nicht im Sinne einer Ge-
haltsumwandlung erfolgt, sondern 
dass sie zusätzlich zum geschulde-
ten Arbeitslohn gewährt werden.

Infolge der neuen gesetzlichen Re-
gelungen dürfte die Abgrenzung 
zwischen Bar- und Sachlohn – vor 
allem bei Gutscheinen und Geld-
karten – komplizierter werden.

So zählen beispielsweise bar aus-
gezahlte Gutscheine für eine be-
stimmte Sachleistung wie Treibstoff 
seit Jahresbeginn nicht mehr als 
steuerfreier Sachlohn.

Weitere Einzelheiten zu den neuen 
Regelungen für Gutscheine sind 
dem § 8 EStG und der Bundestags-
drucksache BT-Drs. 19/14909 zu 
entnehmen.

NEUE REGELN FÜR GUTSCHEINE
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Ein wegen anderer Delikte der Po-
lizei bereits bekannter Mann legte 
beim TÜV für einen „Freund“ un-
ter Vorlage dessen Ausweispapiere 
erfolgreich die theoretische Fahrer-
laubnisprüfung ab. Eine stichpro-
benartige Polizeikontrolle ließ den 
Schwindel auffliegen. 

Der rechtmäßige Ausweisinhaber 
und eigentliche Prüfungskandidat 

gab bei einem polizeilichen Anruf 
zunächst an, seinen Geldbeutel 
und seine Papiere gerade im Bus 
verloren zu haben. Doch letztend-
lich gestand der Betrüger seine Tat 
und beteuerte, dass dies ein reiner 
Freundschaftsdienst gewesen sei. 

Das Amtsgericht (AG) München ver-
urteilte ihn wegen Missbrauchs von 
Ausweispapieren zu einer Geldstra-

fe von 7.200 Euro, der „Auftragge-
ber“ musste 2.400 Euro Strafe zah-
len. Das Urteil ist rechtskräftig. 

Ein finanziell nicht gerade günstiger 
Versuch, sich die Theorieprüfung zu 
erschleichen!

Quelle:
AG München
Az. 813 Ds 255 Js 222231/18

FÜR DEN FREUND ZUR PRÜFUNG

Auf einer außerörtlichen Straße 
kam es infolge einer plötzlichen 
Vollbremsung des vorausfahren-
den Fahrzeugs zum Auffahrunfall. 
Die aufgefahrene Fahrerin des 
VW Sharan verklagte die Lenkerin 
des vorausgefahrenen Fahrzeugs 
vor dem Landgericht (LG) Bielefeld 
daraufhin auf Schadensersatz. Als 
Begründung führte sie an, dass die 
Beklagte plötzlich ohne ersichtlichen 
Grund stark abgebremst habe, wo-
durch der Anscheinsbeweis entkräf-
tet würde. Nachdem die Klage vom 

LG Bielefeld abgewiesen wurde, 
ging die Klägerin in Revision.  Das 
Oberlandesgericht (OLG) Hamm 
bestätigte jedoch das Urteil. Es wies 
darauf hin, dass jederzeit mit einer 
verkehrsbedingten Vollbremsung 
gerechnet werden müsse. Nach 
Auffassung des Gerichts kam es 
deshalb zum Auffahrunfall, weil die 
Klägerin entweder den geforderten 
Sicherheitsabstand nicht eingehal-
ten hat, unaufmerksam war oder 
mit einer den Straßen- und Sicht-
verhältnissen unangepassten Ge-

schwindigkeit gefahren ist. Damit sei 
der Beweis des ersten Anscheins (der 
Auffahrende ist Unfallverursacher) 
hinreichend gegeben, da die Kläge-
rin diese Annahmen nicht entkräften 
könne. Die Frage, ob die Vorausfah-
rende grundlos gebremst hat, was 
dann zumindest zu einer Mitschuld 
geführt hätte, ließ das Gericht man-
gels Beweisen unbeantwortet.

Quelle:
OLG Hamm
Az. 7 U 70/17 

NACH VOLLBREMSUNG AUFGEFAHREN

Nach einer Magenbypass-Operati-
on beantragte eine Frau aufgrund 
hoher Gewichtsreduktion bei ihrer 
Krankenkasse die Kostenübernah-
me für mehrere Operationen zur 
Hautstraffung. 

Sie erhielt zunächst die Mitteilung, 
dass die Entscheidung innerhalb 
der gesetzlich vorgeschriebenen 
Frist von fünf Wochen getroffen wer-
de. Nachdem sich die Entscheidung 
durch erforderliche zusätzliche Un-
tersuchungen verzögerte, wurde sie 
über die Fristüberschreitung auch 
schriftlich informiert.  Den Bescheid 
erhielt sie dann schließlich mit 

knapp zweiwöchiger Verspätung. 
Allerdings wollte die Kasse nur ei-
nen Teil der Operationskosten er-
setzen.

Daraufhin klagte die Betroffene vor 
dem Sozialgericht (SG) Heilbronn 
auf Übernahme der Gesamtkos-
ten. Ihrer Klage wurde stattgege-
ben. Das Gericht begründete sei-
ne Entscheidung mit der gesetzlich 
vorgeschriebenen Entscheidungsfrist 
von fünf Wochen. Wird dieser Zeit-
raum überschritten, so gilt die sog. 
Genehmigungsfiktion, das heißt, 
die Betroffene kann dann davon 
ausgehen, dass der Antrag unein-

geschränkt genehmigt ist. Allerdings 
ist aus triftigen Gründen ein Fristauf-
schub durch die Krankenkasse mög-
lich, der jedoch schriftlich angezeigt 
und begründet sein muss.

Im vorliegenden Fall wurde die Be-
troffene zwar von ihrer Kranken-
kasse schriftlich darüber informiert, 
aber nicht mit der nötigen Schrift-
form: auf dem Schreiben fehlten 
Name und Unterschrift des Sachbe-
arbeiters.

Quelle:
SG Heilbronn
Az.  S 14 KR 3166/18

KRANKENKASSE: FÜNF WOCHEN FRIST
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 ANZEIGE

Nachdem der Behörde umfang-
reiche Zeugenhinweise bekannt 
wurden, dass sich ein Fahrlehrer 
gegenüber Fahrschülerinnen wie-
derholt sexuell übergriffig und in 
sonstiger Weise unangemessen 
verhalten habe, entzog sie ihm die 
Fahrlehrerlaubnis, mit der Begrün-
dung, dass der Betroffene hinsicht-
lich der Ausübung des Fahrlehrer-
berufes unzuverlässig sei.

Da sein Einspruch erfolglos blieb, 
klagte er vor dem Verwaltungsge-
richt (VG) Hannover.

Das Gericht listete nochmals die 

wesentlichen glaubhaften Anschul-
digungen gegen ihn auf.

Diese reichten von unsittlichen Ein-
ladungen von Fahrschülerinnen, 
über die Präsentation eines Porno-
films während der Fahrstunde, über 
unsittliche Berührungen gegen den 
Willen der Betroffenen bis zur Dro-
hung, dass alles, was während der 
Fahrstunden passiere, nicht an die 
Öffentlichkeit gelangen dürfe, denn 
ansonsten würde sie den Kläger 
„richtig kennenlernen“.

Damit habe er seine Pflichten als 
Fahrlehrer in grober Weise verletzt 

und sei für diesen Beruf charakter-
lich ungeeignet. 

In diesem Zusammenhang verwies 
das Gericht auch auf § 3 Abs. 2 
Satz 3 der FahrschAusbO, wonach 
der Fahrlehrer gegenüber dem 
Fahrschüler sachlich, aufgeschlos-
sen und geduldig aufzutreten hat. 
Seine Klage wurde abgewiesen, der 
Entzug der Fahrlehrerlaubnis durch 
die zuständige Behörde damit be-
stätigt.

Quelle:
VG Hannover
Az. 15 A 7795/16

ENTZUG DER FAHRLEHRERLAUBNIS

Zu verkaufen

Doppelpedale
für VW Polo V 6C (Typ 6R) 

ab Bj. 04/2014

Preis: VB

Tel. 0176-47614969

ANZEIGE

Als eine Gruppe von Radlern bei ei-
ner sportlich angelegten Trainings-
fahrt unterwegs war, kam es im 
Zuge eines Überholmanövers zu ei-
nem Unfall, bei dem ein Teilnehmer 
erhebliche Verletzungen davontrug. 
Diese klagte vor dem Landgericht 
Frankfurt erfolgreich gegen den 
Unfallverursacher auf Schaden-
ersatz. Auch die Berufung des Be-
klagten vor dem Oberlandesgericht 
(OLG) Frankfurt blieb erfolglos. Die 

Richter befanden, dass der Unfall-
verursacher beim Überholen zu we-
nig Abstand eingehalten, so die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt außer 
Acht gelassen habe und damit fahr-
lässig gehandelt habe.

Außerdem stellten sie klar, dass die 
Haftung des Beklagten hier auch 
nicht nach den Grundsätzen be-
schränkt sei, die normaler Weise 
bei der gemeinsamen Ausübung 

gefährlicher Sportarten zur Anwen-
dung kommen. Es handle sich bei 
dem vorliegenden Fall eben nicht 
um ein typisches Risiko gemeinsamer 
Trainingsfahrten, dem alle Teilneh-
mer gleichermaßen ausgesetzt sind. 
Allerdings ist Revision beim Bundes-
gerichtshof (BGH) zugelassen. 

Quelle:
OLG Frankfurt am Main,
Az. 1 U 31/19

UNFALL BEI TRAININGSFAHRT



 

SRK Fahrlehrer-Fortbildung    Seminarangebot 

Seminarart Dauer Ort Seminartermin Kosten 
in € 

Fahrlehrerfortbildung § 53 Abs. 1 FahrlG 3 Tage Günzburg 24.09. – 26.09.20 200 
  Ludwigsburg 15.10. – 17.10.20 210 
  Günzburg 22.10. – 24.10.20 200 
  Günzburg 05.11. – 07.11.20 200 
  Regensburg 12.11. – 14.11.20 210 
  Darmstadt 12.11. – 14.11.20 210 
  Buchen 19.11. – 21.11.20 210 
  Günzburg 26.11. – 28.11.20 200 
  Bayreuth 03.12. – 05.12.20 210 

 

Buchung von Einzeltagen ist möglich.  1 Tag 100 Euro, 2 Tage 200 Euro 
 

Seminarleiter-Fortb. § 53 Abs. 2 Nr. 1 FahrlG   ASF 1 Tag Günzburg 31.10.20 100 
  Günzburg 07.11.20 100 

Seminarleiter-Fortb. § 53 Abs. 2 Nr. 2 FahrlG   FeS 1 Tag Günzburg In Planung 100 

BWL-Lehrgang § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 FahrlG 70 Std. Günzburg 16.11. – 25.11.20 800 

Ausbildungsfahrlehrer § 16 und § 35 FahrlG 5 Tage Günzburg 14.09. – 18.09.20 500 

Ausbildungsfahrlehrer-Fortbildung § 53 Abs. 3 1 Tag Günzburg 10.10.20 100 

Fortbildung für BKF-Trainer § 8 BKrFG 3 Tage Günzburg 08.10. – 10.10.20 300 

Grundkurs zur Seminarleiterausbildung gem. §§ 45 u. 
46 FahrlG 4 Tage Günzburg in Planung 500 

Seminarerlaubnis zur Durchführung von Aufbausemi-
naren gem. § 45 Abs. 2 Nr. 4b FahrlG 4 Tage Günzburg in Planung 500 

Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik gem. § 46 Abs. 2 
Nr. 4b FahrlG 4 Tage Günzburg geplant  

 

 
 
 
 

Die Seminarkosten sind mehrwertsteuerfrei lt. Umsatzsteuergesetz § 4 Nr. 21 
unsere Seminare gelten in allen Bundesländern 

weitere Termine auf Anfrage 

laufende Aktualisierung unter   www.fahrlehrerweiterbildung.de 
SRK Seminare Robert Klein - Stadtberg 32 - 89312 Günzburg        Telefon: 08221-31905 

 
 
 
 

Unser Seminarangebot bezieht sich auf den Kenntnisstand bei Redaktionsschluss! 

Zu diesem Zeitpunkt war noch nicht absehbar, bis wann die allgemeinen Beschränkungen zu 

den geplanten Terminen noch fortgesetzt werden. 

Es können zum jeweiligen Zeitpunkt nur Termine stattfinden, wenn die Beschränkungen wieder 

aufgehoben sind. 
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Stand: 26. März 2020

1. Kann der Arbeitgeber (AG) 
einseitig Kurzarbeit anordnen? 
Nur wenn dies im Arbeitsvertrag 
geregelt ist oder der Arbeitnehmer 
zustimmt. Denn für den Bezug von 
Kurzarbeitergeld ist es zwingend 
erforderlich, dass mit den Arbeit-
nehmern eine Vereinbarung zur 
Einführung von Kurzarbeit getroffen 
wurde. Diese kann in einem gelten-
den Tarifvertrag, einer Betriebsver-
einbarung oder im Arbeitsvertrag 
geregelt sein. Sollte es keine solche 
Regelung geben, ist es zwingend er-
forderlich, eine Zustimmung jedes 
einzelnen Arbeitnehmers zur Ein-
führung von Kurzarbeit einzuholen. 
Die Zustimmung des Arbeitnehmers 
muss mit der Anzeige auf Kurzar-
beitergeld bei der Agentur für Arbeit 
eingereicht werden.

Stimmt der Arbeitnehmer der Ein-
führung von Kurzarbeit nicht zu, 
kann dies zu einer Kündigung sei-
tens des Arbeitgebers führen (siehe 
dazu unten zu Nr. 2).

2. Kann der AG Arbeitnehmern 
(AN), die der Kurzarbeit nicht 
zustimmen, kündigen?
Grundsätzlich darf der AG das 
Arbeitsverhältnis aufgrund des so 
genannten Maßregelungsverbotes 
gem. § 612a BGB nicht wegen der 
Verweigerung der Zustimmung zur 
Kurzarbeit kündigen. Wenn jedoch 
eine Beschäftigung des AN in dem 
vertraglich vereinbarten Umfang 
nicht mehr möglich ist, kann der 
AG mit einer Änderungskündigung 
die Arbeitszeit herabsetzen oder das 
Arbeitsverhältnis aus betriebsbe-
dingten Gründen (so z. B. bei Kurz-
arbeit Null) unter den Voraussetzun-
gen des Kündigungsschutzgesetzes 
(KSchG) kündigen. Im Einzelfall 
empfehlen wir dringend, sich zur 

Möglichkeit der Kündigung geson-
derten Rechtsrat beim Fachanwalt 
für Arbeitsrecht einzuholen.

3. Muss Arbeitszeit für alle AN 
gleichmäßig gekürzt werden?
Die Arbeitszeit muss nicht für alle 
AN gleichermaßen reduziert wer-
den. Unterschiede wegen der Art 
der Tätigkeit oder der Qualifikation 
können gemacht werden. Es kommt 
immer auf den Ausfall der Arbeit 
an. Wenn für bestimmte AN keine 
Arbeit ausfällt, müssen diese auch 
keine Kurzarbeit leisten. Um dem 
arbeitsrechtlichen Gleichbehand-
lungsgrundsatz gerecht zu werden, 
sollte die Arbeitszeit bei gleicher 
Arbeit und Qualifikation tunlichst 
gleichmäßig reduziert werden.

4. Kann man auch für auch (Zeit-
arbeitnehmer) Kurzarbeitergeld 
erhalten?
Nach der aktuellen Neuregelung ist 
der Bezug von Kug auch für Leihar-
beitnehmer möglich.

5. Kann auch für Azubis Kurzar-
beitergeld beantragt werden? 
Um das Ausbildungsziel nicht zu ge-
fährden sollte der Ausbildungsbe-
trieb möglichst versuchen, Kurzar-
beit für Azubis, beispielsweise durch 
Umorganisation, zu vermeiden.

Ist die Kurzarbeit unumgänglich, 
muss man § 19 BBiG beachten. 
Danach muss Azubis ihre Ausbil-
dungsvergütung auch für Zeiten 
einer Freistellung nach § 15 BBiG 
(Berufsschule etc.) bezahlt werden 
oder auch für eine Dauer von bis 
zu sechs Wochen, wenn sie sich für 
die Berufsausbildung bereithalten, 
diese aber ausfällt oder aus einem 
sonstigen, in ihrer Person liegenden 
Grund unverschuldet verhindert 
sind, ihre Pflichten aus dem Berufs-
ausbildungsverhältnis zu erfüllen. 

Daraus folgt, dass Auszubildenden 
ein Anspruch auf Weiterzahlung der 
Ausbildungsvergütung für die Dau-
er von sechs Wochen zusteht.

6. Wie muss die Kurzarbeit
begründet werden?
Kurzarbeitergeld (Kug) wird nur ge-
währt für einen zeitlich vorüberge-
henden vollständigen oder teilwei-
sen Arbeitsausfall. Andere Gründe 
sind für den Bezug von Kug grund-
sätzlich nicht maßgeblich. 

Wenn also beispielsweise ein Arzt 
oder Zahnarzt den Anspruch auf 
Kug damit begründet, nicht mehr 
genügend Schutzkleidung oder 
Medikamente zu haben, kann das 
einem Bezug von Kug rechtlich ent-
gegenstehen. Bei der Begründung 
ist immer auf den Arbeitsausfall des 
jeweiligen AN abzustellen.

7. Wie verhält es sich mit
Überstundenguthaben
und (Rest-)Urlaub?
Noch vorhandene Überstunden 
müssen abgefeiert werden und der 
Urlaub aus dem Jahr 2019 muss 
vollständig genommen sein. Erst 
dann kann man Kug für die jewei-
ligen AN erhalten. Für den Urlaub 
des Jahres 2020 genügt der Bun-
desagentur nach jetzigem Stand 
der Dinge grundsätzlich eine Ur-
laubsliste. Aus dieser Liste muss 
erkennbar sein, dass jeder AN, für 
den Kug beantragt wird, in 2020 
seinen gesamten, ihm zustehenden 
Urlaub verplant hat. Der Urlaub 
2020 muss daher bis zu Anzeige 
des Arbeitsausfalls nicht vollständig 
genommen worden sein, auch nicht 
anteilig. 

Nach der aktuellen Neuregelung 
müssen bei Vorhandensein von Ar-
beitszeitkonten keine Negativsalden 
mehr aufgebaut werden.

ANTWORTEN ZUR KURZARBEIT
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8. Wie viele AN müssen von 
Kurzarbeit betroffen sein, damit 
Kug beantragt werden kann und 
wie hoch muss der Arbeitsaus-
fall sein?
Nach der aktuellen Neuregelung 
(befristet bis 31.12.2020) genügt 
es, wenn 10% der Beschäftigten 
eines Betriebes vom Arbeitsausfall 
betroffen sind. Der Arbeitsausfall 
muss aber mehr als 10% betragen.

9. Gibt es die vollen Sozialver-
sicherungsbeiträge (SVB) auch 
wenn der Kug-Antrag bereits im 
März 2020 gestellt wurde?
Nach der gesetzlichen Neurege-
lung, die seit dem 16.03.2020 gilt, 
werden die von den AG allein zu 
tragenden SVB für die AN, die Kurz-
arbeitergeld beziehen, erstattet. 
Dies gilt grundsätzlich auch dann, 
wenn der Antrag auf Kug bereits 
vor Inkrafttreten der Neuregelung 
beantragt worden ist.

10. Wie hoch ist das
Kurzarbeitergeld? 
Das Kurzarbeitergeld beträgt 
grundsätzlich 60% des Nettoentgel-
tausfalls, d h. die AN erhalten vom 
Arbeitgeber für die ausgefallene Ar-
beitszeit nur 60% des Nettoentgelts. 
Dieses wiederum bekommt der AG 
auf Antrag erstattet.  Hat ein AN 
(mindestens) ein unterhaltsberech-
tigtes Kind, zahlt die Bundesagen-
tur für Arbeit 67% des entgangenen 
Nettolohns.

11. Gibt es Kurzarbeit Null?
Es gibt auch Kurzarbeit Null. Auch 
das ist ein Fall der Kurzarbeit. Maß-
geblich ist letztlich immer der Um-
fang des Arbeitsausfalls.

12. Kann der AG den AN den 
Verdienstausfall durch das Kug 
ausgleichen?
Grundsätzlich kann der AG den 
AN (freiwillig) einen Zuschuss zum 
Kurzarbeitergeld zahlen. In man-
chen Tarifverträgen ist die Zahlung 

eines Zuschusses bei Kurzarbeit 
vorgeschrieben. Im Einzelfall ist 
daher zu prüfen, ob ein geltender 
Tarifvertrag besteht und ob dieser 
Regelungen zur Kurzarbeit mit einer 
Zuschusspflicht enthält.

13. Bis wann muss der AG Kurz-
arbeit bei der Agentur für Arbeit 
(AA) anzeigen?
Kug wird gemäß § 99 Abs. 2 SGB 
III frühestens von dem Kalendermo-
nat an geleistet, in dem die Anzeige 
über den Arbeitsausfall bei der AA 
eingegangen ist. Solange die An-
zeige im März 2020 bei AA eingeht, 
kann bei Vorliegen der übrigen Vo-
raussetzungen Kug rückwirkend für 
den Monat März gewährt werden. 

14. Wie lange dauert die
Bearbeitungszeit?
Gemäß § 99 Abs. 3 SGB III hat die 
AA dem Anzeigenden gegenüber 
unverzüglich einen schriftlichen 
Bescheid darüber zu erteilten, ob 
auf Grund der vorgetragenen und 
glaubhaft gemachen Tatsachen ein 
erheblicher Arbeitsausfall vorliegt 
und die betrieblichen Voraussetzun-
gen erfüllt sind. Allerdings kann es 
derzeit wegen der großen Anzahl 
an Anträgen, die aufgrund der ak-
tuellen Krise bei der Agentur für 
Arbeit eingehen, zu Verzögerungen 
bei der Bearbeitung der Bescheide 
kommen.

15. Wie muss man das Kug be-
antragen und wann wird es aus-
bezahlt?
Zunächst muss der AG gem. § 99 
Abs. 1 SGB III den Arbeitsausfall bei 
„seiner“ zuständigen AA schriftlich 
oder elektronisch anzeigen. Eine 
mündliche Anzeige genügt dem 
nicht. Ist ein Betriebsrat vorhanden, 
so ist die Stellungnahme des Be-
triebsrats der Anzeige beizufügen. 
Laut Merkblatt der Bundesagentur 
für Arbeit hat der AG mit der An-
zeige der AA die Ankündigung der 
Kurzarbeit und die Vereinbarung 

über die Einführung von Kurzarbeit 
vorzulegen. Des Weiteren müssen 
die Ursachen des Arbeitsausfalls 
angegeben werden. Nach erfolgter 
Anzeige muss der AG das Kug für 
die ausgefallenen Stunden berech-
nen und mit dem Gehalt für die 
geleisteten Arbeitsstunden an die 
Arbeitnehmer auszahlen. 

Nach Ablauf des Monats müssen 
der entsprechende Leistungsantrag 
bei der AA gestellt und die Abrech-
nungslisten eingereicht werden. Der 
Leistungsantrag muss innerhalb ei-
ner Ausschlussfrist von drei Mo-
naten nach Ablauf des jeweiligen 
Abrechnungsmonats bei der AA 
eingegangen sein. Geht der Antrag 
nicht innerhalb dieser Ausschluss-
frist bei der AA ein, können Leistun-
gen – ohne Rücksicht auf die Grün-
de der Fristversäumnis – nicht mehr 
gewährt werden.

16. Kann ein AG während
der Kurzarbeit betriebsbedingt
kündigen?   
Das ist grundsätzlich möglich. Der 
AG muss dann im Kündigungs-
schutzprozess nachweisen, dass 
eine Beschäftigungsmöglichkeit für 
einzelne von der Kurzarbeit betroffe-
ne Arbeitnehmer – entgegen der ur-
sprünglichen Prognose wegen der die 
Kurzarbeit eingeführt wurde – dauer-
haft entfallen ist. Die Gründe, die zur 
Legitimation der Kurzarbeit herange-
zogen wurden, können nicht mehr 
zur Begründung der Kündigung 
herangezogen werden. Vielmehr 
bedarf es darüberhinausgehender 
Umstände, die ein dringendes be-
triebliches Erfordernis i.S.d. § 1 Abs. 
2 KSchG begründen.

17. Kann auch für gekündigte 
AN Kug beantragt werden?
Das geht nicht. Denn § 98 Abs. 1 
Ziffer 2 SGB III bestimmt ausdrück-
lich, dass die persönlichen Voraus-
setzungen für den Bezug von Kug 
nur dann erfüllt sind, wenn das 
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Arbeitsverhältnis nicht gekündigt 
oder durch Aufhebungsvertrag auf-
gelöst ist. Insofern endet der Bezug 
von Kug bereits mit dem Zeitpunkt 
des Ausspruchs der Kündigung und 
nicht erst mit dem Zeitpunkt, zu 
dem die Kündigung wirksam wird.

18. Kann Kurzarbeit ohne 
Einhaltung einer Frist
eingeführt werden?
Grundsätzlich kann Kurzarbeit erst 
nach Ablauf einer vereinbarten An-
kündigungsfrist angeordnet wer-
den. Die Dauer der Ankündigungs-
frist ergibt sich aus einem geltenden 
Tarifvertrag oder einer Betriebsver-
einbarung. Ist Kurzarbeit einzel-
vertraglich vereinbart, so wird eine 
Ankündigungsfrist von drei Wochen 
für angemessen gehalten. Die Fra-
ge, ob und inwieweit diese Ankün-
digungsfrist aufgrund der aktuellen 
Situation verkürzt bzw. vollständig 
aufgehoben werden kann, ist um-
stritten.

19. Haben auch sog. Minijobber 
(geringfügig Beschäftigte)
Anspruch auf Kug?
Das ist nicht möglich. Geringfügig 
beschäftigte AN (sog. Minijobber) 

können kein Kurzarbeitergeld er-
halten.

20.Haben arbeitsunfähig
erkrankte AN Anspruch auf
Kug und wer zahlt was?
Hierbei kommt es darauf an, ob 
die Arbeitsunfähigkeit während des 
Bezugs von Kug eintritt oder bereits 
zuvor eingetreten ist. 

Im ersteren Fall, also im Anspruchs-
zeitraum oder an dem Tag, an dem 
dieser beginnt, bleibt der Anspruch 
auf das Kug erhalten – und zwar so 
lange, wie auch Anspruch auf Ent-
geltfortzahlung besteht bzw. ohne 
den Arbeitsausfall bestehen würde.
Im letzteren Fall haben AN ergän-
zenden Anspruch auf Krankengeld 
gegen die Krankenkasse in Höhe 
des Kurzarbeitergeldes. Das bedeu-
tet: bis zum Beginn der Kurzarbeit 
zahlt der AG das volle Entgelt fort 
(Entgeltfortzahlungsanspruch). Ab 
Beginn der Kurzarbeit zahlt der 
AG den geringeren Lohn und die 
Krankenkasse zahlt Krankengeld in 
Höhe des staatlichen Kurzarbeiter-
geldes, so als wenn der Arbeitneh-
mer nicht arbeitsunfähig gewesen 
wäre, und zwar so lange, bis der 

Anspruch auf Entgeltfortzahlung 
endet. Normalerweise wird Kran-
kengeld von der Krankenkasse aus-
gezahlt. In diesen Fällen muss aber 
der AG das Krankengeld errechnen 
und mit der Entgeltabrechnung der 
AN auszuzahlen. Die Krankenkasse 
der AN erstattet dem AG auf An-
trag das verauslagte Krankengeld. 
Nach Ende der Entgeltfortzahlung 
zahlt die Krankenkasse bei fortbe-
stehender Arbeitsunfähigkeit Kran-
kengeld.

Die jeweilige Krankenkasse ermit-
telt die Höhe von diesem Zeitpunkt 
an jedoch nach allgemeinen Be-
rechnungsvorschriften für reguläres 
Krankengeld.

21. Kann ein Geschäftsführer 
Kug für sich selbst beantragen?
Geschäftsführer können Kurzarbei-
tergeld nur erhalten, wenn durch 
die Clearingstelle der Deutschen 
Rentenversicherung festgestellt wur-
de, dass sie als AN sozialversiche-
rungspflichtig sind.

Diese Informationen hat für uns 
Rechtsanwalt Dietrich Jaser zusam-
mengetragen. 

Nach einem Urteil des BGH ist die 
Zulassungsstelle verpflichtet, bei 
Anmeldung zu überprüfen, ob das 
Nummernschild dem zugeteilten 
Kennzeichen auch entspricht, oder 
ob dem Schilderhersteller in Fehler 
unterlaufen ist. 

Im vorliegenden Fall wurden bei 
einer Motorradzulassung auf dem 
Nummernschild die Buchstaben 
W und T verwechselt, so dass mit 
dieser Buchstabenkombination 
und derselben Ziffer noch ein wei-
teres Zweirad unterwegs war.  Die-
ses wurde in Österreich geblitzt. 

Nachdem der Halter des Fahrzeugs 
mit dem fälschlich ausgestellten 
Nummernschild vergeblich beteu-
ert hatte, dass sein Fahrzeug zum 
Tatzeitpunkt in einer verschlosse-
nen Garage stand, wurde eine 
Strafverfügung verhängt, gegen 
die der fälschlich Beschuldigte Be-
schwerde einlegte. Nachdem das 
Verfahren eingestellt wurde, woll-
te dieser jedoch vom Landratsamt 
der zuständigen Zulassungsstelle 
wegen Amtspflichtverletzung sei-
ne Anwaltskosten erstattet haben 
und klagte erfolgreich vor dem 
Landgericht (LG) Rottweil. Das 

Landratsamt ging jedoch vor dem 
Oberlandesgericht (OLG) Stuttgart 
in Berufung, das das Urteil im We-
sentlichen bestätigte. 

Nachdem Revision zugelassen war, 
wurde die Angelegenheit schließ-
lich vor dem Bundesgerichtshof 
(BGH) verhandelt, das den An-
spruch des zu Unrecht Beschuldig-
ten auf Schadenersatz aus Amts-
haftung bestätigte.

Quelle:
BGH
Az. III ZR 211/17

BEHÖRDE HAFTET FÜR
FALSCHE KENNZEICHEN
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Werbung auf Privat-Pkw
Ein Unternehmer schloss mit ei-
ner Vielzahl von Mitarbeitern 
Mietverträge über Werbeflächen 
an deren privaten Fahrzeugen 
ab. Sie verpflichteten sich dabei, 
Kennzeichenhalter mit der Fir-
menwerbung oder Aufkleber auf 
dem Kofferraumdeckel anzubrin-
gen. Dafür erhielten sie ein Ent-
gelt von 255 EUR im Jahr.

Das Finanzamt vertrat die Auf-
fassung, dass diese Vergütung 
Arbeitslohn darstelle und forder-
te den Arbeitgeber auf, dafür je-
weils Lohnsteuer nachzuzahlen. 

Der Unternehmer argumen-
tierte, dass die Anmietung der 
Werbefläche in Form der Kenn-
zeichenhalter und Aufkleber aus-
schließlich in eigenbetrieblichem 
Interesse erfolgt sei und es sich 
deshalb bei dem hierfür gezahl-
ten Entgelt nicht um Arbeitslohn 
handle, sondern um sonstige Ein-
künfte.

Er berief sich dabei auf § 22 Nr. 3 
EStG, wonach sonstige Einkünfte 
steuerfrei sind, wenn sie weniger 
als 256 EUR im Jahr betragen. 
Doch darauf ließen sich weder 
das Finanzamt noch das ange-
rufene Finanzgericht Münster ein.

Noch läuft in dieser Sache ein 
Revisionsverfahren beim Bun-
desfinanzhof BFH). Daher sollten 
sich Betroffene gegen Lohnsteu-
ernachforderungen unbedingt 
wehren und Einspruch einlegen.
Außerdem sollten bestehende 
Verträge und Werbemaßnahmen 
überprüft werden.

Problemloser wäre sicherlich, zum 
Beispiel großformatige Werbeträ-

ger anzubringen und auch auf 
Einmalzahlungen umzusteigen. 

Quelle: FG Münster,
Az. 1 K 3320/18 L

Unseriöse Anwaltsvergü-
tungsvereinbarung gekippt
In der Vergütungsvereinbarung 
eines Rechtsanwalts fanden sich 
unter anderem folgende Formu-
lierungen:

„…Für die Tätigkeit eines Rechts-
anwaltes wird ein Vergütungssatz 
von EUR 290 pro Stunde zzgl. ge-
setzlicher Umsatzsteuer in Höhe 
von derzeit 19% berechnet. Für 
die Tätigkeiten des Sekretariats 
wird ein Stundensatz in Höhe 
von EUR 60 vereinbart. Die Kanz-
lei ist berechtigt, die Tätigkeiten 
des Sekretariats pauschal mit 15 
Minuten pro Stunde anwaltlicher 
Tätigkeit abzurechnen. Erforder-
liche Reise-, Wege-und Warte-
zeiten gelten als Arbeitszeit. Die 
Abrechnung des Zeitaufwandes 
erfolgt im 15-Minuten-Takt (0,25 
Stunden). Für angefangene 15 
Minuten wird jeweils ein Viertel 
des Stundensatzes berechnet…“

Gegen diese und weiter Vertrags-
klauseln wehrte sich ein Mandant 
und klagte.

Der Bundesgerichtshof (BGH) be-
fand etliche dieser Klauseln als 
unangemessen. So wurde der 
Rechtsanwalt beispielsweise ver-
pflichtet, seine tatsächliche Ar-
beitszeit minutengenau zu ermit-
teln. 

m vorliegenden Fall reduzierte 
sich diese dadurch von in Rech-
nung gestellten 25,25 auf gerade 
einmal etwas über vier Stunden.

Quelle:
BGH, Az. IX ZR 140/19

Streit ums Kindergeld
Der volljährige Sohn geschiede-
ner Eltern nahm sich aufgrund 
seines Studiums am Studienort 
eine eigene Wohnung und wohn-
te somit nicht mehr überwiegend 
bei seiner Mutter, die jedoch wei-
terhin für ihn das Kindergeld be-
anspruchte.

Sie gab gegenüber der Famili-
enkasse an, dass sich ihr Sohn 
weiterhin zumindest jedes zweite 
Wochenende und auch in den 
Semesterferien in ihrer Wohnung 
aufhalte und erhielt daraufhin 
weiter das Kindergeld. 

Nachdem der Vater weiterhin die 
höhere Unterhaltsrente zahlte, 
beanspruchte er auch den Erhalt 
des Kindergeldes. Er gab unter 
anderem an, dass sein Sohn nicht 
einmal mehr ein eigenes Bett bei 
seiner Mutter habe. Nachdem 
seine Klage vor dem Finanzge-
richt erfolglos blieb, landete die 
Angelegenheit beim Bundesfi-
nanzhof (BFH). 

Dieser verpflichtete den Sohn, 
der sich bislang geweigert hatte, 
den Sachverhalt durch eine Aus-
sage aufzuklären. 

Angehörige haben zwar nach der 
Finanzgerichtsordnung grund-
sätzlich das Recht, die Aussage zu 
verweigern, so der BFH. Volljäh-
rige Kinder können sich jedoch 
dann nicht auf ihr Zeugnisverwei-
gerungsrecht berufen, wenn es 
um die gerichtliche Klärung des 
Kindergeldbezuges geht.

Sie sind zu einer umfassenden 
Mitwirkung verpflichtet. Damit 
wurde der Fall wieder an das Fi-
nanzgericht zurücküberwiesen. 

Quelle:
BFH, Az. III R 59/18

KURZ GEMELDET




